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,,Jede Abschiebung ist eine zuviel"
Hakan Taç, Bundestagsdirektkandidat von Die Linke, stellt sich den Themen der Reinickendorfer Bürger
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Wie wird mit den steigenden Mie-
ten und den steigenden Zahlen von
Obdachlosigkeit bedrohten Reini-
ckendorfern umgegangen? Wird
es wieder mehr sozialen Woh-
nungsbau geben, oder wie wird
verhindert, dass Reinickendorfer
aufgrund von Wohnungsknappheit
und überteuerten Mieten wegzie-
hen müssen?

Die Mietpreisbremse der Großen
Koalition wirktnicht, vor allem wegen
der Ausnahmen, die abgeschafft gehö-
ren und wegen Verstößen von Ver-
mietern gegen das Gesetz, die slá¡ker
geahndet gehören. Mietspiegel müssen
überall allgemeinverbindlich werden
und hier müssen auch die Bestands-
mieten erfasst werden.

In Reinickendorf müssen weitere Mili-
euschutzgebiete eingerichtet werder¡ so
in Reinickendorf-West und evtl. auch in
Tegel-Süd und in der Rollbergesiedlung.
DIE LINKE will die Mieten in Milieu-
schuEgebieten auf 8,50 Euro begrenzen
und darunter liegende einfrieren.

Die Modernisierungsumlage muss
abgeschafft und in den Mietspiegel
integriert werden.

In Berlin werden wieder neue Sozial-
wohnungen gebaut. Dafür muss auch
Reinickendorf Flächen ausweisen.
Niemand darf in die Obdachlosigkeit
geräumt werden!

,,lch habe mÍtweiteren
Aktivisten Jahrzehnte für die

Ehefür alle gestritten. "
Wie wird den steigenden Übergrif-
fengegen Homo- und Transsexuelle
Menschenbegegnet? Wie stehen Sie
zur Gleichstellung der Ehe?

Als offen schwul lebender Mensch
habe ich gemeinsam mit weiteren
Ali¡tivisten fahrzehnte fúir die Ehe für
alle gestritten. Nun ist die Ehe für alle
endlich Realität, doch damit ist der
Kampf für eine diskriminierungsfreie
Gesellschaft noch lange nicht been-
det. Die steigende Anzahl der Über-
griffe auf LGBTI*-Menschen verfolge
ich mit großer Besorgnis. Es ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe,
homophoben und frauenfeindlichen
Geschlechterrollen entschieden entge-
genzutreten, damit diese endlich der
Vergangenheit angehören!

Inwieweit beeinflusst die Bundesre-
publikdie Themen in Reinickendorf?

Die Wirkung der Bundesgesetze auf
kommunaler Ebene ist keineswegs zu
unterschätzen. In den meisten Teilge-
bieten der politischen Gesetzgebung
werden auf Bundesebene die wichtigs-
ten Weichen gestellt. Ob in der Asyl-,
Wohnungs-, Arbeitsmarl¡t oder Gesund-
heitspolitik Die Wirkung der Bundes-
gesetze macht sich in nahezu allen
Lebenslagen spürbar. Damit die Länder
und Kommunen ihre Aufgaben adäquat
erfüllen können, benötigen sie mehr
finanzielle Mittel. Gleichzeitig braucht
Deutschland eine gerechtere Steuerpo-
litik Mit unserem Steuermodell werden
alle entlastet, diewenigerals 7.000 Euro
im Monat verdienen. Dazu gehören die
meisten Reinickendorfer.

Hakan Tag sitzt seit dem Jahr 201 1 im Abgeordnetenhaus von Berlin.

Wie stehen Sie zur Rente? Sollte es
eine Einheitsrente geben?

Ich stehe zu einer Rente, von der die
Rentnerinnen und Rentner auch leben
können. Leider hat sich Deutschland
zum größten Niedriglohnsektor in
Europa entwickelt. Die arbeitneh-
merfeindlichen Regelungen der ver-
gangenen fahre und fahrzehnte drü-
,cken sich heute durch Altersarmut
und durch pfandfl aschensammelnde
Rentnerinnen und Rentner aus. Es
nicht hinnehmbaL dass deren Würde
dermaßen missachtet wird. Deshalb
ist es wichtig, neben der Angleichung
der Rente in Ost und West auch die
Mindesthöhe der Rente deutlich auf
1.050 Euro anzuheben. Weiterhin
müssen die Ursachen der Altersar-
mut effektiv bekämpft werden. Damit
die Menschen von ihrer Arbeit leben
können und später auch genug Rente
erhalten, schlagen wir einen Mindest-
lohn von 12 Euro vor.

Wie wollen Sie die Problemkieze
wie Reinickendorf-Ost und -West,
Märkisches Viertel sowie Tegel-Süd
zukünftig unterstützen?

Hier sollen Milieuschuugebiete einge-
richtet werden und mehr Sozialarbeiter
eingesetzt werden. Eine offene Mieter-
beratung kann den Menschen helfen.

Wie stehen Sie zur Offenhaltung des
Flughafens Tegel? Kann ein fa bei
der Volksabstimmung für den TXL
umgesetzt werden?

Der Flughafen Tegel wird geschlos-
sen, spätestens sechs Monate nach
der Inbetriebnahme von BER, wann
auch immer das sein mag. So ist die
Rechtslage und das ist den lärmge-
plagten Anwohnern versprochen.
Wer nun daran etwas ändern will,
riskiert Rechtsunsicherheit, eine Kla-
geflut sowohl im Umfeld von TXL als
auch von BER, sowie wirtschaftliche
und finanzielle Probleme. Ein Ja zum
Offenhalten beim Volksentscheid ist
auch nicht bindend für den Senat, denn
die FDP hat keinen Gesetzentwurf zur
Abstimmung gestellg sondern nur eine
Willensbekundung. Berlin kann das
auch nicht alleine entscheiden, dazu
muss die gemeinsame Raumordnung
mit Brandenburg geändert werden und
Brandenburg hat bereits verneint dies
zu wollen. Freuen wir uns lieber auf die
Nachnutzung mit neuen Arbeitsplät-
zen, StudienpläEen und Wohnungen.

,,Freiheít und Sîcherheit sollten
n¡cht gegeneinonder ausge-

sp¡eltwerden."

Wie wollen Sie innere Sicherheit
zukänftig stärken?

Es ist wichtig trotz erhöhter Terror-
gefahr vernünftige und keineswegs
vom Bauchgefiihl getriebene Entschei-
dungen zu treffen. Oftmals werden
persönliche Freiheitsrechte der Bür-
gerinnen und Bürger beschränkt, da

fälschlicherweise angenommen wird,
weniger Freiheit bewirke mehr Sicher-
heit. Diese Prämisse stimmt jedoch
nicht. Freiheit und SicherheÍt sind
keine Werte, die gegeneinander aus-
gespielt werden sollten. Die aktuelle
Gesetzeslage ist völlig ausreichend,
um die Sicherheit im Land und in der
Stadt zu gewährleisten. Allerdings
müssen deutliche Verbesserungen der
Arbeitsbedingungen unserer Sicher-
heitsbediensteten erzielt werden. Wir
brauchen eine Entlastung der Beam-
tinnen und Beamten durch zusätzli-
ches Personal, eine bessere Bezahlung
und modernere Ausstattung.

Womit wollen Sie den Wirtschafts-
standort Reinickendorf stärken und
Arbeitsplätze sichern?

Der größte Impuls für den Wirt-
schaftsstandort Reinickendorf ist die
Errichtung der Urban Tech Republic
auf dem Gelände des jetzigen Flugha-
fen Tegel. Perspektivisch können dort
bis zu 800 Unternehmen mit rund
17.500 Arbeitsplätzen allein für den
Forschungs- und Industriepark ange-
siedelt werden. Die Investitionsoffen-
sive des Senats in die bauliche Infra-
struktur der Stadt sichert Arbeitspläue
im Bau- und Planungsbereich. Aufgabe
des Bezirks ist es, dass die Aufträge an
einheimische Firmen gehen.In Reini-
ckendorf gibt es verhältnismäßig viele
Senioren- und Pflegeheime. Um dem
Pflegenotstand zu begegnen, fordert
DIE LINKE 100.000 neue Pflegekräfte
frir ganz Deutschland.

Wie sollen die Geflüchteten mit
Bleiberecht integriert werden und
was ist bisher in puncto Integration
falsch gelaufen? Warum werden
bereits gut integrierte Menschen
abgeschoben, in die bereits Geld
investiert wurde und die bereits
Steuern in Deutschland bezahlen?

Jede Abschiebung ist eine zu viel.
Abschiebungen von Menschen, die
bereits integriert sind und hier bereits
Steuern zahlen, sind umso weniger
nachvollziehbar. Angesichts des bevor-
stehenden Fachkräftemangels sind die
zahlreichen jungen Geflüchteten eine
große Chance für Deutschland. Wenn
wir es nun schaffen, sie über Sprach-
und Fortbildungskurse an dauerhafte
Beschäftigungen zu binden, haben wir
neben der Erfüllung unserer humani-
tären Pflicht auch dazu beigetragen,
dass die Bundesrepublik wirtschaft-
lich prosperiert. Insofern müssen 
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wir Geflüchteten möglichst alle Wege
öffnen und ihnen bei der Integration
unter die Arme greifen. Die Gesell-
schaft hat im Sommer 2015 verdeut-
Iicht, dass sie gewillt ist, hilfsbedürf-
tige Menschen mit offenen Armen
zu empfangen. Nun muss die Politik.
die Impulse aufnehmen und in eine
willkommensorientierte und integ-
rationsfördernde Arbeitsmarkt- und
Wohnungsmarktp olitik umwandeln.
Hierzu müssen Diskriminierungen
beseitigt und ausländische Abschlüsse
schneller anerkannt werden.

=.go
ö

.,

I

1

I

Welche Möglichkeiten sehen Sie,
dem Mangel an Lehrern entgegen zu
wirken? Wie kann der Beruf wieder
attraktiver werden? Wie stehen Sie
zur Verbeamtung der Lehrer?
Mit der jetzt beginnenden Schul-

sanierung verbessern sich auch die
Arbeitsbedingungen fùr die Lehr-
kräfte. Zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen an den Schulen gehört
auch die Einstellung von mehr Schul-
psychologinnen und -psychologen,
eine ausreichende Vertretungsreserve
an jeder Schule ebenso wie eine kon-
krete Arbeitsplatzbeschreibung sowie
die Arbeit so zu organisieren, dass sie
nicht krankmacht.

Lehrkräfte müssen nicht verbeamtet
werden. Wir fordern eine tarifliche
Regelungfür die Einkommen der ange-
stellten Lehrkräfte, um sie den Beam-
ten gleichzustellen. Dabei muss gelten:
Gleicher Lohn und gleiche Arbeitsbe-
dingungen für gleiche Arbeit!
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